
»Runde Ecke« auf Arabisch
Leipziger Stasi-Gedenkstätte schafft Angebote für Flüchtlinge

Die »Runde Ecke« in Leipzig will die
Repression in der DDR und die Er-
eignisse im Herbst 1989 jetzt auch
Flüchtlingen erklären – von denen
viele ähnliche Erfahrungen durch-
leben mussten.

Von Hendrik Lasch, Leipzig

Unlängst besuchte Lilith Müller mit
ihren Schülern eine Gedenkstätte. Die
Wissenschaftlerin unterrichtet am
Max-Planck-Institut für Kognitions-
wissenschaften Leipzig im Rahmen
einer Studie zum Spracherwerb auch
Flüchtlinge. Im Kursmaterial ging es

auch um Politik, die DDR und deren
Machtapparat. Eine der erwähnten
Lokalitäten: die »Runde Ecke«, einst
Sitz der Bezirkszentrale der Staatssi-
cherheit und heute Gedenkstätte.
Müller verband die Theorie mit der
Praxis und buchte eine Führung. Ein
beeindruckendes Erlebnis, sagt sie:
»Vielen stand ins Gesicht geschrie-
ben, dass sie das Gezeigte mitge-
nommen hat.«
Solche Gäste möchte man in der

»Runden Ecke« ab sofort öfter be-
grüßen. Die Gedenkstätte hat zu die-
sem Zweck die sprachliche Hürde für
etliche Angebote gesenkt. Ein Audio-

guide, der anderthalb Stunden lang
durch eine Ausstellung über »Macht
und Banalität« der Staatssicherheit
führt, wurde ebenso ins Arabische
übersetzt wie eine App für das Smart-
phone, die im Leipziger Stadtzen-
trum zu Schauplätzen der Friedli-
chen Revolution vom Herbst 1989
führt. Beide sind nun auch für Besu-
cher aus Syrien, Libyen oder Ägypten
verständlich.
Die Leipziger Gedenkstätte ist nach

Angaben ihres Leiters Tobias Hollit-
zer die erste in Ostdeutschland, die
Angebote dauerhaft auf Arabisch be-
reit hält: »Wir leisten Pionierarbeit.«
Er möchte den Migranten auf diese
Weise nicht nur die jüngere Ge-
schichte ihrer neuen Heimat vermit-
teln, sondern auch den »hohe Wert
eines demokratischen Rechtsstaats«
nahe bringen. Dies sei, fügt Hollitzer
an, ein »wichtiger Punkt, um ihre In-
tegration zu unterstützen«.
Bei manchen Zuwanderern gerade

aus arabischen Ländern dürften zu-
mindest Teile der Ausstellung unschö-
ne Erinnerungen wecken. »Sie haben
Willkür erlebt und wissen aus eigener
Erfahrung, wie sich Denunziation aus-
wirkt«, sagt Sonja Brogato, Vorsitzen-
de des Flüchtlingsrates in Leipzig. Vie-
le Zuwanderer seien vor diktatori-
schen Verhältnissen in ihren Heimat-
ländern geflohen und hätten ein »be-
sonderes Sensorium« dafür, wie Staa-
ten Grundrechte aushöhlen und die
Opposition klein halten. Eigentlich,
sagt Brogato, wären die Flüchtlinge
prädestiniert, die historische Erfah-
rung vom Herbst 1989 in Ostdeutsch-
land mit aktuellen Ereignisse in an-
deren Weltgegenden zu verbinden:
»Sie sind die ersten, die als Zeitzeu-
gen und Mahner auftreten könnten.«
Gespräche darüber könnten auch

helfen, die Wertschätzung der Sach-
sen für den demokratischen Rechts-
staat wieder zu steigern – eine Wert-
schätzung, die gelitten hat, sagt Eva-
Maria Stange, die Wissenschaftsmi-

nisterin in Sachsen, unter Verweis auf
den ersten »Sachsen-Monitor«. Die
Studie hatte gezeigt, dass die Demo-
kratie vor allem bei den nach 1989
Geborenen »nicht so verankert ist, wie
wir gehofft hatten«, sagt die SPD-Po-
litikerin. Die Landesregierung strebt
deshalb eine Stärkung der politi-
schen Bildung und politischer Stif-
tungen an. Aus einem entsprechen-
den Fördertopf gab es für die Ara-
bisch-Angebote der »Runden Ecke«
rund 37 000 Euro.

Stange hält diese für »vorbildhaft«
und eine Übertragung auf andere Ge-
denkstätten für möglich. Allerdings
solle man in Leipzig zunächst noch
mehr Erfahrungen sammeln. Stange
räumte ein, dass die Materie für Men-
schen, die vor Folter und Todesstrafe
geflüchtete seien, womöglich nicht
leicht zu verkraften sei. »Viele zu-
cken zusammen, wenn sie in die Aus-
stellung kommen«, sagt Brogato. Bis
sich das ändert, brauche es Zeit. Das
bestätigt auch Lilith Müller. Der Be-
such ihres Kurses in der »Runden
Ecke« habe die Teilnehmer beein-
druckt, sagt sie: »Aber viele sind noch
nicht bereit, über das Gesehene dann
auch zu reden.«

Ein Audioguide, der
anderthalb Stunden lang
durch eine Ausstellung
über »Macht und
Banalität« der Staats-
sicherheit führt, wurde
ebenso ins Arabische
übersetzt wie eine App,
die zu Schauplätzen der
Friedlichen Revolution
führt.
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Heimlicher Notstand
Sicherheitskräfte üben mit der Bundeswehr den Antiterroreinsatz
Am heutigen Dienstag passiert’s: Die
Terrororganisation »Kata ’aib Saif
Alnabi« schlägt an mehreren Orten
in Deutschland zu. Gnadenlos. Die
Bundeswehr muss ran – sagt das
Übungsszenario von GETEX 2017.

Von René Heilig

Es gab Attentate in England, Spanien
und in den Niederlanden. Auch in
Deutschland herrscht Alarmstim-
mung. Die Polizei nimmt bekannte
Gefährder fest, verstärkt die Streifen.
Doch alle Anstrengung nützt nichts.
Auf einem Bahnhof in Bayern explo-
diert eine erste Bombe. Zwanzig
Menschen sterben. Aus Bremen wird
eine Schießerei an einer Schule ge-
meldet, in einer weiteren geht ein
Sprengsatz hoch. So wie auf dem
Flughafen Düsseldorf. Bei der Durch-
suchung des Terminals wird eine
Flugabwehrrakete gefunden. Die
Nachrichten überschlagen sich, als in
Bayern ein Linienbus entführt wird.
Die Kidnapper fordern die Ausstrah-
lung eines Videos und drohen mit
Geiselerschießung.
So lautet – kurzgefasst – das

Übungsszenario von »Gemeinsame
Terrorismusabwehr-Exercise« (GE-
TEX). Sie startet am Dienstag, dau-
ert zwei Tage und läuft siegreich,
doch für die Bevölkerung unmerk-
lich ab, denn: Es ist eine Komman-
dostabsübung. Man will testen, wie
die jeweiligen Führungsebenen zu-
sammenwirken, ob die vorgegebe-
nen Einsatzpläne tragen und die
Kommunikation klappt. Das Beson-
dere an GETEX: Erstmals ist die Bun-
deswehr in die Übung eingebunden.
Rund 360 Soldaten sind beteiligt.
Dieses Zusammenwirken zwi-

schen Sicherheitskräften und dem
Militär ist seit langem schon ein Her-
zenswunsch vieler Verantwortlicher.
Dumm für sie, dass die Verfassung
der Bundeswehr im Innern nur we-
nig Spielraum lässt. Bislang wurden
Soldaten vor allem bei Naturkatast-
rophen wie Überschwemmungen

eingesetzt. Nur selten ließ man sich
– so beim G-8-Gipfel 2007 in Heili-
gendamm – bei »Nebentätigkeiten«
erwischen. Das Bundesverfassungs-
gericht hatte 2012 geurteilt, dass sich
die Bundeswehr nur bei Anschlägen
katastrophalen Ausmaßes an der
Terrorabwehr beteiligen dürfe.
Das Urteil ist offenbar bewusst et-

was schwammig gehalten und so er-
innert das Bundesinnenministerium
lieber an das Attentat auf dem Ber-
liner Weihnachtsmarkt und betont
erneut, dass Deutschland »im Ziel-
spektrum des internationalen Ter-
rorismus« stehe. »Eine frühzeitige

und intensive Vorbereitung der Si-
cherheitsbehörden auf terroristische
Anschläge ist unverzichtbar.«
Wer mag daran zweifeln? Und da-

rauf sind die Polizeien der Länderwie
die des Bundes auch vorbereitet. Die
Übung ist allenfalls ein Hinweis da-
rauf, dass die Geheimdienste offen-
bar nicht effizient genug arbeiten,
um vor solchen Anschlägen recht-
zeitig zu warnen. Zudem ist die
Übung lange vor dem Berliner Last-
wagenüberfall im Dezember geplant
worden. Die Länder Baden-Würt-
temberg, Bayern, Bremen, Nord-
rhein-Westfalen, das Saarland und
Schleswig-Holstein hatten ihre Teil-
nahme bereits im Sommer vergan-
genen Jahres zugesagt. Damals be-
zog man sich auf den Amoklauf ei-
nes 18-Jährigen, der in einem
Münchner Einkaufszentrum neun
Menschen erschossen hat. Als die La-
ge noch unklar war, entschied die
Bundeswehrführung nach Abspra-

che mit der Ministerin, rund hun-
dert Feldjäger sowie eine Sanitäts-
einheit in Alarmbereitschaft zu ver-
setzen. Zudem hatten sich Union und
SPD bereits im Juli im neuen Weiß-
buch zur Sicherheitspolitik darauf
verständigt, dass die Bundeswehr bei
größeren Anschlägen auch ohne
Grundgesetzänderung eingesetzt
werden kann.
Ursprünglich war die daraus re-

sultierende gemeinsame Übung
schon für den November vergange-
nen Jahres geplant und das, was jetzt
abläuft, ist nur einHauch dessen, was
man ursprünglich vorhatte. Man
wollte Feldjäger zum Objektschutz
einteilen, ABC-Abwehrkräfte gegen
einen Kampfstoff-Anschlag vorschi-
cken. Und alles auch in der Realität
üben. Doch das schien wohl ange-
sichts der ohnehin gespannten At-
mosphäre im Land nicht klug. Zu-
dem: Es stehen in verschiedenen
Ländern und im Bund Wahlen an. Da
muss man keine zusätzlichen Streit-
fälle initiieren.
Es wäre absurd, der Bundeswehr

keine robusten Einsätze im Innern
des Landes zuzutrauen. Und man
muss dabei keineswegs nur an die
Kräfte des Kommandos Streitkräfte-
basis denken. Dass Militär auch in
Innenstädten eingesetzt werden
kann, bewiesen im Mai vergangenen
Jahres Soldaten des Fallschirmjäger-
regiments 31. Die multinationale
Übung hieß »StormTide III« und fand
in Belgien statt. Es gibt Videos, die
zeigen den Einsatz in einer Schule,
am Rathaus und anderen strategisch
wichtigen Plätzen von Oostende. So-
gar Wiesel-Panzer fuhr man auf. Al-
les war als Evakuierungsübung im
fiktiven Land »Kameria« ausgegeben
worden. Klar hätte man auch auf ei-
nem menschenleeren Truppen-
übungsplatz siegen können. Doch
man entschied sich für den Alltag ei-
ner europäischen Stadt mit gut
70 000 Einwohnern. Oostende ist et-
wa so groß wie Reutlingen, Bam-
berg oder Stralsund.

Bundeswehr und Polizei begegnen sich im Alltag sonst eher selten. Zusammenarbeiten dürfen sie nur in Ausnahmefällen.
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Das Besondere an
GETEX: Erstmals ist
die Bundeswehr in die
Übung eingebunden.
Rund 360 Soldaten
sind beteiligt.

Ist »Geoblocking«
eine Löschung?
Urteil im Würzburger Facebook-Prozess erwartet

Ein junger Syrer klagt auf die rest-
lose Entfernung von Inhalten, die
ihn fälschlich mit Terror und Ge-
walt in Verbindung bringen. Zur
Debatte steht aber auch das Ge-
schäftsmodell des Netzwerks.

Von Velten Schäfer

Im Facebook-Prozess vor dem Würz-
burger Landgericht wird am Diens-
tagnachmittag ein Urteil erwartet.
Wenn sich die Parteien bis dahin
nicht auf eine außergerichtliche Ei-
nigung verständigt hätten – wonach
es zuletzt nicht aussah –, werde am
Nachmittag über die Klage des syri-
schen Flüchtlings Anas Modamani
auf eine einstweilige Verfügung ge-
gen den Internetriesen entschieden.
In dem konkreten Verfahren geht

es um Verleumdung. Modamani hat-
te im Herbst 2015 einen Schnapp-
schuss von sich selbst neben Bun-
deskanzlerin Angela Merkel (CDU)
aufgenommen und auf seine Face-
book-Seite gestellt. Dieses Bild wur-
de in der Folge immer wieder in fal-
schen Kontexten auf der Plattform
verbreitet und Modamani so in Zu-
sammenhang mit Gewalttaten und
Terrorakten gebracht, mit denen er
nichts zu tun hatte. Modamanis An-
walt, der Würzburger Experte für IT-
Recht, Chan-jo Jun, fordert von
Facebook eine nachhaltige und un-
wiederbringliche Löschung solcher
Beiträge. Facebook aber habe gegen
fragliche Inhalte nur ein »Geoblo-
cking« verhängt, also technisch da-
für gesorgt, dass sie von Deutsch-
land aus nicht ohne Weiteres auf-
rufbar sind. Das genügt Jun nicht –
auch weil sich diese geografische
Blockade leicht umgehen lasse.
Als Beleg dafür führte Jun in ei-

ner Erklärung nach der Gerichtsan-
hörung Anfang Februar zwei Links

an, die auf eine Fotomontage ver-
wiesen, die seinen Mandanten
fälschlich mit jenen jungen Männern
aus einer Berliner Flüchtlingsunter-
kunft in Verbindung bringt, die ei-
nen Obdachlosen misshandelten.
Selbst mit einem herkömmlich ein-
gestellten Rechner ist unter einem
dieser Links das fragliche Bild aus
Deutschlandweiter aufzurufen.Wird
eine Software benutzt, die den
Standort des Computers verschlei-
ert, trifft dies laut Jun auch für den
anderen Link zu. Und schon aus dem
nahen Ausland sei der Inhalt ohne-
hin völlig problemlos zu erreichen.
Vor Gericht geht es also zunächst

um die konkrete Frage, ob diese mit
etwas Geschick zu umgehende geo-
grafische Blockade eine Löschung
darstellt. Darüber hinaus steht aber
Grundsätzliches in Frage: Ist Face-
book ein Medium, das für von Nut-
zern eingestellte Texte, Bilder und
Videos inhaltliche Verantwortung hat
– oder nur ein neutraler Anbieter von
Speicherplatz? Bisher vertritt das
Netzwerk, dessen Geschäftsmodell
auf von Nutzern produzierten Inhal-
ten basiert, strikt die zweite Theorie
und unterwirft die Nutzer-Inhalte le-
diglich seinen »Gemeinschaftsstan-
dards«, die hinter dem deutschen
Presserecht weit zurückbleiben.
Jun hält dem entgegen, dass sich

Facebook – als Kompensation der
Gebührenfreiheit – an eingestellten
Inhalten weitgehende Rechte vorbe-
hält. Auch kombiniere das Netzwerk
Inhalte auf den Nutzer-Seiten zu ei-
genen Beiträgen – etwa jene Jahres-
rückblicke, die für die Mitglieder die
»Highlights« eines Jahres zusam-
menfassen. Zudem entscheide Face-
book, »ob ein geposteter Artikel von
vielen oder wenigen Menschen ge-
sehen wird« und greife so »in die
Ausspielung ein«.


